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In Ergänzung zum Evaluierungsantrag möge der LPT beschließen: 
 
1. Das kapitalistische System befindet sich in einer Krise. Bestehende Widersprüche spitzen sich 
immer weiter zu. Armut und Reichtum, Wirtschaftswachstum und Klimawandel, Krieg und Flucht, 
strikter geführte Klassenherrschaft und Politisierung wachsender Bevölkerungsteile sind zwei Seiten 
der einen und derselben Medaille. Die Hoffnung vieler linker, marxistischer und emanzipatorischer 
Bewegungen, dass der Kapitalismus von selbst zusammenbricht, erweist sich als Trugschluss. Eine 
bessere Welt für alle muss aktiv erkämpft werden. DIE LINKE. begreift sich als Teil dieses Kampfes.  
 
2. DIE LINKE. hat ein richtungsweisendes Programm, das die Interessen der Mehrheit der Bevölkerung 
anspricht. Die Wahlergebnisse spiegeln dies nicht wider, auch wenn unsere Wähler*innenschaft vor 
allem in den westlichen Bundesländern wächst. Vor dem Hintergrund der aktuellen Verhältnisse 
können wir zwar stolz auf bisher Erreichtes sein, müssen aber nach mehr gesellschaftlichen Einfluss 
streben. Diesen Einfluss erreichen wir, wenn wir uns als Sprachrohr aller ausgebeuteten Menschen 
und insbesondere ihrer diskriminierten und ausgeschlossen Teile verstehen. Wir suchen den 
Zusammenschluss mit allen Organisationen und Bewegungen, die die Interessen der Arbeiterklasse 
vertreten. Wir weisen Versuche zurück, uns nach Pass, Hautfarbe, Geschlecht oder sonstigen Kriterien 
spalten zu lassen. Wir fordern daher alle Mandatsträger*innen und prominenten Personen aus 
unseren Reihen dazu auf. unser Gründungs- und Wahlprogramm offensiv zu vertreten, die Beschlüsse 
der gewählten Parteigremien zu respektieren und ihre Anstrengungen auf die Auseinandersetzungen 
mit der politischen Konkurrenz zu konzentrieren. Streitfragen sind in den demokratischen Gremien 
unserer Partei zu klären und nicht in den Massenmedien. 
 
3. Bewegungen und deren Sammlung können nicht von oben verordnet werden. Die Bildung von 
Parlallelstrukturen und Wahlvereinen, die aus Rücksicht auf WählerInnen von SPD, Grünen oder AfD 
hinter die sozialistischen Gründungziele  unserer Partei zurückfallen oder ihren Beschlüssen durch die 
Forderung nach Zuwanderungsbeschränkung widersprechen, lehnen wir als Schwächung der LINKEN 
ab.   
 
4. DIE LINKE. hat sich in vielen Themen wie Soziales, Migration, Gesundheit, Pflege, Antimilitarismus 
und Frieden Alleinstellungsmerkmale erarbeitet, die es zu vertiefen und bekannt zu machen gilt.  Die 
LINKE verteidigt die Rechte aller Menschen, die vor Ausbeutung, vor Krieg, vor Perspektivlosigkeit und 
vor den Folgen des Klimawandels  ihre Heimat verlassen mußten. Die Parteien der Mitte tanzen nach 
der Pfeife von neuen Rechten und Faschist*innen und etablieren eine Politik, die mit den Prinzipien 
von Rechtstaatlichkeit, Menschenrechten und Humanität bricht. DIE LINKE. lebt ihre Solidarität mit 
Geflüchteten und verteidigt Migration als grundlegendes Menschenrecht. Sie stemmt sich der Politik 
der Hetze und Menschenverachtung unabhängig von wechselnden Stimmungen und 
Medienkampagnen entgegen. Geflüchtete sind nicht Schuldige für die soziale Misere, sondern 
Verbündete im Kampf für eine gerechte ,solidarische und grenzenlose Gesellschaft. Sie sind 
Verbündete im Kampf für ein besseres Leben für alle. Ihnen gilt unsere Klassensolidarität – hier und 
überall!  
 
5. Diesen Leitgedanken gilt es für die nächsten Europawahlen zu beherzigen. Wir treten für ein 
sozialistisches Europa der internationalen Solidarität ein. Für ein Europa, welches sich für die Arbeiter- 
und Menschenrechte stark macht, Friedenspolitik vorantreibt und Wohlstand für alle schafft. Wir 
lehnen die Austeritätspolitik, die Militarisierung und die Freihandelspolitik der EU ab. Sie nützt nur den 
Reichen und den Konzernen und zerstört Umwelt- und Arbeitsrechtsstandards. Seit ihrer Gründung 
sind nicht etwa Freiheit und Gleichheit, sondern Abschottung und Ausweisung, Krieg und Elend das 
Leitmotiv dieser EU. Als solches ist sie weder ein linkes Projekt, noch können die EU-Institutionen in 



irgendeiner Form „reformiert“ werden. Kein einziges der EU-Verträge kann unabhängig von den 
Interessen der dominierenden Klassen verstanden werden, durch keine wie auch immer geartete 
Mehrheit kann die EU im Sinne unseres Parteiprogramms gestaltet werden – sie muss überwunden , 
ihre Institutionen gestürzt und durch eine Föderation ersetzt werden, die das Selbstbestimmungsrecht 
der Nationen Menschen wahrt. Dazu gehört auch das Recht, die EU zu verlassen und mit dem Euro zu 
brechen, wenn dies die betroffene Bevölkerung so entschieden hat. 
 
5. In Niedersachsen erlebte DIE LINKE. eine bittere Niederlage bei der Landtagswahl 2017. Unser 
Dank gilt auch weiterhin allen engagierten  Mitgliedern. Eine Auswertung der Wahlniederlage folgte 
aber bisher nur sporadisch, unzusammenhängend und unsolidarisch. Eine konsequente Analyse 
verhindert aber gerade blinde Schuldzuweisungen und lenkt von politischen, strukturellen und 
taktischen Fehlern ab. Sie ist daher dringend notwendig, um sich für die zukünftigen  
Auseinandersetzungen und Wahlkämpfe wappnen zu können. Wir stellen fest, dass im Wahlkampf 1.) 
der Wunsch nach Regierungsbündnis mit der SPD geäußert wurde und uns geschadet  hat. Wir 
müssen wir uns 2.) fragen, inwieweit unsere Standpunkte zu Landesthemen wie Bildung, Polizei, 
Infrastruktur usw. unausgereift waren und 3.) analysieren,  wer uns warum gewählt und vor allem wer 
uns warum nicht gewählt hat; 4.) inwieweit wir unser Profil als soziale, antirassistische, 
bewegungsnahe und ökologische Opposition in die nächsten Wahlkämpfe weiterentwickeln und 
erfolgreich einbringen können und 5.) wie wir bis dahin mehr Aktive  gewinnen können. Die Ergebnisse 
müssen unsere Politik und Wahlkämpfe der nächsten Jahre prägen! 
 
6. Zu dieser Analyse gehört auch die Auseinandersetzung um die gescheiterte Volksinitiative 
Vermögenssteuer. Dieses Scheitern zeigt, dass wir noch nicht kampagnenfähig sind und uns die Frage 
stellen müssen, wie wir kampagnenfähig werden. Zukünftige Kampagnen sollten nicht auf die 
Parlamente fokussiert sein, sondern aufzeigen, wie Forderungen realistisch erreicht  und gemeinsam 
mit anderen Landesverbänden und Kooperationspartner außerhalb der Partei konzipiert und 
umgesetzt werden können. Neue Kampagnen, insbesondere im Pflegebereich,  haben das Potential, 
dass wir dauerhaft Präsenz zeigen, mit der Bevölkerung ins Gespräch kommen und Politik erlebbar 
machen. Kampagnen sind ein wichtiges politisches Instrument unserer Partei. Sinnvoll sind Sie jedoch 
erst dann, wenn Planung, Durchführung und Evaluation durch Einbezug der Basis erfolgt und die 
konkreten Themen an den Interessen ihrer Klassenpositionen ausgerichtet ist. Parlamentsfixierte Top-
Down Projekte lehnen wir ab. Dies gilt auch für Versuche, Bündnisse mit bürgerlichen Parteien oder 
Organisationen anzustreben. 
 
7. Glaubwürdigkeit ist unser wichtigstes Gut. Unsere Amt- und Mandatsträger*innen in den 
Kreisverbänden, Kreistagen, Stadt- und Gemeinderäten zeigen, dass wir auch auf lokaler Ebene  mit 
sozialistischen Zielen für soziale Gerechtigkeit kämpfen, eine sozial-ökologische Wende vorantreiben 
und Solidarität in die Praxis umsetzen. Dass DIE LINKE. wirkt, erleben viele Menschen vor Ort. Diese 
Arbeit muss in den nächsten Jahren gestärkt werden, denn da, wo wir schon sind, werden wir auch 
stärker!  
 
8. Insbesondere MdBs tragen hier besondere Verantwortung. Sie sind die „Visitenkarten“ unserer 
Partei und unseres Landesverbandes. Die Mitgliedschaft im Bundestag bringt viele Privilegien und 
finanzielle Ressourcen mit sich. Wir fordern die MdBs daher auf,  nach Vorbild der KPÖ in Graz das 
Prinzip der „offenen Konten“ einzuführen und sich selbst nur das Gehalt einer Fachkraft von max. 
3000 € brutto auszuzahlen. Die frei werdenden Mittel fließen an die Partei, befreundete politische 
Organisationen und karitative Einrichtungen. Mit den freiwerdenden Mitteln treibt der Landesverband 
seine Demokratisierung, seine Kampagnenfähigkeit und seine Mitgliederbetreuung voran. Die lokale 
Arbeit soll durch zusätzliche Unterstützung aus dem Landesbüro gestärkt werden.  
 
9. In den nächsten Jahren muss der Landesverband seine Anstrengungen intensivieren und sich auf 
die nächsten Kommunal- und Landeswahlen vorzubereiten. Es gilt Positionen zu landesspezifischen 
Themen zu schärfen, die Landesarbeitsgemeinschaften neu zu strukturieren und zu reaktivieren, die 
Nutzung neuer Medien für die Öffentlichkeitsarbeit auszubauen und Strategien für ländlich geprägte 



Regionen zu entwickeln. Wir müssen dabei eine doppelte Oppositionsrolle einnehmen. Nicht nur die 
Landesregierung muss permanenter Kritik für ihre Politik unterzogen werden, sondern auch die 
Opposition im Landtag, weil auch sie für die Politik der Landesregierung eintritt und höchsten 
Nuancen der Änderungen fordert. Das, was nicht im Landtag gesagt wird –  wie die Kritik an den 
sozialen Verhältnissen, an der eskalierenden Umweltzerstörung und an dem Nachahmen rechter Hetze 
– müssen wir  auf der Strasse, in Betrieben, Schulen und Universitäten zum Ausdruck bringen So 
paradox es klingt: Nicht die Orientierung an den Parlamenten, sondern die Intensivierung unserer 
außerparlamentarischen Arbeit und der Ausbau unseres bewegungsnahen Profils stärkt unsere 
parlamentarische Arbeit.  


